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Einleitung

Der erste Band dieser deutschen Geschichte des 19. und 20. Jahrhunderts
hat die Entwicklung Deutschlands vom Ende des Alten Reiches bis zum
Untergang der Weimarer Republik verfolgt. Der zweite Band setzt mit der
Machtübertragung an Hitler ein und endet mit der Wiedervereinigung und
ihren Wirkungen. Wie der erste Band will auch der zweite keine «Totalge-
schichte», sondern eine Problemgeschichte sein: Im Mittelpunkt steht das
Verhältnis von Demokratie und Nation in Deutschland.

Von der Zeit des Nationalsozialismus handelt nicht nur das erste Kapi-
tel. Die Jahre 1933 bis 1945 haben die nachfolgenden Jahrzehnte so sehr ge-
prägt, daß die Geschichte des geteilten Deutschland auf weiten Strecken
eine Geschichte der Auseinandersetzung mit der «deutschen Katastrophe»
ist. Das Buch befaßt sich nicht ausschließlich, aber doch vorrangig mit
 Politik und politischer Kultur. Darum spielt im folgenden das Nachdenken
über Deutschland und die Deutschen eine große Rolle. Wie der erste Band
ist auch der zweite mindestens ebenso sehr Diskursgeschichte wie Ge-
schichte der Abläufe, die der weiteren Entwicklung ihren Stempel auf-
drückten.

Bei den Diskursen rückt, soweit es um die alte Bundesrepublik geht, seit
den siebziger Jahren immer mehr die Linke in den Vordergrund. Sie ver-
fügte seit dem ersten Bonner Machtwechsel von 1969 über die intellek tuelle
Hegemonie, und das zunehmend unangefochten. Der Geist weht, wo er
will, aber von rechts wollte er offenbar nicht mehr wehen. Der einzige
Glanz, den die intellektuelle Rechte verbreitete, war der ihrer Abwesenheit.
Infolgedessen richtet sich auch meine Kritik in der Spätphase der alten Bun-
desrepublik vor allem an die Adresse der Linken. Die Kritik ist gelegent-
lich auch Selbstkritik: Der Autor war an einigen Diskursen, von denen in
diesem Buch die Rede ist, beteiligt.

Die Wertmaßstäbe, von denen ich ausgehe, sind die der westlichen De-
mokratie. Mein Freiheitsbegriff ist nicht der relativistische, der die Ausle-
gung der Weimarer Reichsverfassung bestimmt hat und seit einiger Zeit
mancherorts seine Wiederauferstehung in Gestalt einer postmodernen,
scheinliberalen Beliebigkeit erlebt, sondern der wertbetonte des Grundge-
setzes – der deutschen Verfassung, in der die Erfahrungen der politischen
und der Verfassungsgeschichte Deutschlands im Hegelschen Sinne «aufge-
hoben», also aufbewahrt und überwunden sind. Was in der DDR geschah,
beurteile ich folglich nicht «systemimmanent», was auf gehobenen Positi-
vismus hinausliefe. Aber daraus folgt nicht, daß der Historiker die Men-
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schen, die in der DDR lebten und sich mit ihr arrangieren mußten, so be-
urteilen dürfte, als hätten sie unter den gleichen freiheitlichen Bedingungen
gedacht und gehandelt wie die Deutschen in der Bundesrepublik.

Die Deutschen müssen sich ihre gesamte Geschichte kritisch aneignen:
Das war eine Prämisse und das ist eine Folgerung aus dieser zweibändigen
deutschen Geschichte der letzten zweihundert Jahre. Die Deutschen haben
sich durch die Tatsache, daß es für sie so etwas wie westliche Normalität
vor 1990 nicht gegeben hat, keinen Anspruch auf fortdauernde Anomalie
erworben. Sie kommen nicht darum herum, über das nachzudenken, was
sie zum Projekt Europa beitragen können. Ohne Klärung ihrer nationalen
Identität ist dieses Ziel nicht zu erreichen.

Je näher das Buch der Gegenwart kommt, desto schwerer fällt die Grenz -
ziehung zwischen historischen und politischen Urteilen. Auf Urteile zu
verzichten konnte aber keine Alternative sein. Ich hoffe deshalb auf Lese -
r innen und Leser, die der Widerspruch zu manchen meiner Wertungen
nicht davon abhält, weiterzulesen. Sie können ja zu anderen Schlußfolge-
rungen gelangen als der Autor.

Am Ende der Arbeit am zweiten und letzten Band dieser deutschen Ge-
schichte des 19. und 20. Jahrhunderts habe ich zu danken: an erster Stelle
meiner Frau, der Mitdenkerin aller Schlüsselabschnitte; dann Ernst-Peter
Wieckenberg, dem ehemaligen Cheflektor des Verlages C. H. Beck, der die
einzelnen Kapitel fortlaufend und mit gleichbleibender Gründlichkeit ge-
gengelesen hat. Frau Gretchen Klein, die den größten Teil der handschrift-
lichen Vorlage in ein druckfertiges Manuskript verwandelt hat, danke ich
ebenso wie Frau Monika Roßteuscher, die die Druckvorlage von Teilen des
letzten Kapitels angefertigt hat. Meine studentischen Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter haben mir über Jahre hinweg geholfen: durch Quellen- und Li-
teraturbeschaffung, durch Vorschläge für die Kolumnentitel, durch Kor-
rekturlesen und die Erstellung des Personenregisters. Ich danke Daniel
Bussenius, Teresa Löwe, Sebastian Ullrich und Stephanie Zloch für alles,
was sie zu diesem Band beigetragen haben.

Berlin, im Juli 2000 Heinrich August Winkler
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1.

Die deutsche Katastrophe:
1933–1945

Der Mann, der seit dem 30. Januar 1933 an der Spitze der Reichsregierung
stand, betrachtete sich als den von der Vorsehung auserwählten Erlöser der
Deutschen und damit zugleich der germanischen Rasse. Erlösen wollte er
die Deutschen nicht nur von der Schmach des Versailler Vertrags, von
 Marxismus, Liberalismus und Parlamentarismus, sondern vom Bösen
schlechthin, das sich der unterschiedlichsten Masken bediente, um sein
Zersetzungswerk zu tarnen: dem internationalen Judentum. Der Marxis-
mus war aus Hitlers Sicht nur eine, aber die bislang erfolgreichste Verklei-
dung des Juden: Sie hatte ihm zur Beherrschung der Arbeiterschaft verhol-
fen. Die Arbeiter dem Einfluß des internationalistischen Marxismus zu
entreißen und für die Sache der Nation zu gewinnen konnte folglich nur
 einer Bewegung und einem Führer gelingen, die zum rücksichtslosen
Kampf gegen das Judentum entschlossen waren.

Hitler wußte sich als Führer einer solchen Bewegung. In «Mein Kampf»
hatte er während seiner Landsberger Festungshaft 1924 den Glauben an
seine Sendung in Worte gefaßt, die so apokalyptisch gemeint waren, wie sie
klangen: «Siegt der Jude mit Hilfe seines marxistischen Glaubensbekennt-
nisses über die Völker dieser Welt, dann wird seine Krone der Totentanz
der Menschheit sein, dann wird dieser Planet wieder wie einst vor Jahrmil-
lionen menschenleer durch den Äther ziehen. Die ewige Natur rächt uner-
bittlich die Übertretung ihrer Gebote. So glaube ich heute im Sinne des all-
mächtigen Schöpfers zu handeln: Indem ich mich des Juden erwehre,
kämpfe ich für das Werk des Herrn.»

Die sakrale Wendung machte deutlich, was der Nationalsozialismus nach
dem Willen seines Führers sein sollte: eine innerweltliche «ecclesia mili-
tans», außerhalb deren es kein Heil gab – eine totalitäre politische Religion.
Als «totalitär» hatten liberale, demokratische und sozialistische Kritiker
des italienischen Faschismus das Regime Mussolinis charakterisiert, bevor
der Duce selbst erstmals im Juni 1925 vom «wilden, totalitären Willen»
(«feroce volontà totalitaria») seiner Bewegung sprach. Als «totalitär» galt
spätestens seit den dreißiger Jahren ein Regime, für das Politik im Kern der
Kampf zwischen Freund und Feind war, das jede Opposition gewaltsam
unterdrückte und alle Andersdenkenden durch die Allgegenwart seiner
Geheimpolizei einschüchterte, das jede Art von Gewaltenteilung zugun-
sten des Machtmonopols einer Partei ausschaltete und mit Hilfe von Ideo-
logie, Propaganda und Terror jene akklamatorische Zustimmung der Mas-
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sen erzeugte, die es zur Legitimation seiner Herrschaft nach innen und
außen benötigte. In diesem Sinn war nicht nur das faschistische Italien, son-
dern auch die Sowjetunion ein totalitäres Regime – eine Diktatur neuen
Typs, die sich von autoritären Systemen, europäischen oder lateinamerika-
nischen Militärdiktaturen etwa, deutlich unterschied. Neu waren gegen -
über den herkömmlichen Diktaturen vor allem die Mobilisierung der Mas-
sen und der Anspruch auf den ganzen Menschen, der zu einem «neuen
Menschen» erzogen werden sollte. Ein solches System gab es in Deutsch-
land am 30. Januar 1933 und in den ersten Wochen danach noch nicht. Aber
wer Hitlers öffentliche Bekundungen aus der «Kampfzeit» ernst nahm,
wußte, daß es ihm um die Errichtung eines Regimes ging, das mindestens
so «totalitär» sein würde wie das Mussolinis.

Mit dem italienischen Faschismus hatte der deutsche Nationalsozialis-
mus vieles gemein: radikalen Nationalismus, Antimarxismus und Antilibe-
ralismus, die Militarisierung des innenpolitischen Kampfes, den Kult von
Jugendlichkeit, Männlichkeit und Gewalt, die zentrale Rolle des charis -
matischen Führers. Beide Bewegungen hatten ihren Ursprung in der trau-
matischen Erfahrung der Ergebnisse des Ersten Weltkriegs: So wie die
 Nationalsozialisten die deutsche Niederlage auf den «Dolchstoß» der «No-
vemberverbrecher» zurückführten, so lasteten die italienischen Faschisten
den «verstümmelten Sieg», die Durchkreuzung ehrgeiziger Annexions-
pläne durch die westlichen Verbündeten, der Schwächlichkeit der Libera-
len und dem Internationalismus der Linken an. Beide Parteien verstanden
es, eine verbreitete Angst für sich wirken zu lassen: die Angst vor einer
« roten» Revolution nach dem Vorbild der russischen Bolschewiki. Beide
 zogen Nutzen aus der Spaltung der marxistischen Arbeiterbewegung im
Gefolge von Weltkrieg und Oktoberrevolution.

Die Gemeinsamkeiten zwischen den Bewegungen Mussolinis und
 Hitlers waren so ausgeprägt, daß viele Zeitgenossen, vor allem auf der Lin-
ken, im Nationalsozialismus von Anfang an nur die deutsche Erschei-
nungsform des «Faschismus» zu erkennen vermochten. Das war er auch,
sofern man den Begriff «Faschismus» zur Kennzeichnung eines neuen Typs
von militanter Massenbewegung der extremen Rechten verwendet, wie es
sie vor dem Ersten Weltkrieg noch nirgendwo in Europa gegeben hatte.
Doch der Nationalsozialismus war nicht nur der «deutsche Faschismus».
Er war in viel höherem Maß als der italienische Faschismus eine den ganzen
Menschen beanspruchende politische Religion (und insofern eher seinem
Antipoden, dem Bolschewismus, ähnlich). Er war in jeder Hinsicht extre-
mer und totalitärer als das römische Vorbild, und er verfügte über ein my-
thologisches Feindbild, das Mussolini, seine Bewegung und sein Regime
nicht besaßen: Der italienische Faschismus kannte nicht den tödlichen Haß
auf die Juden, der im Mittelpunkt von Hitlers «Weltanschauung» stand.1

Hitler will während seiner «Wiener Lehr- und Leidensjahre» zwischen
1908 und 1913 zum überzeugten Antisemiten geworden sein: So stellt er es
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in «Mein Kampf» dar. In der Hauptstadt des österreichischen Vielvölker-
staates war eine scharfe Abgrenzung gegenüber den Juden der kleinste ge-
meinsame Nenner aller Nichtjuden, wenn sie denn einen solchen Nenner
suchten. Der Antisemitismus war im späten Habsburgerreich sehr viel wei-
ter verbreitet und «volkstümlicher» als im wilhelminischen Deutschland.
Das war nicht zuletzt das Werk des Führers der Christlichsozialen Partei
und langjährigen Wiener Bürgermeisters Karl Lueger, zu dessen Bewunde-
rern der junge Hitler gehörte.

Hitler las in der Zeit, in der er als Bewohner eines Männerheims in Wien-
Brigittenau sein Geld durch das Anfertigen von Bildkopien verdiente, die
Schriften zahlreicher obskurer antisemitischer Autoren, unter ihnen des
ehemaligen Priesters Josef Adolf Lanz, der sich als Schriftsteller Jörg Lanz
von Liebenfels nannte. Zum «praktizierenden» Antisemiten aber wurde
Hitler in seinen Wiener Jahren noch nicht. Er war zu jener Zeit bereits ein
«Großdeutscher» im Sinne des Parteiführers Georg von Schönerer, ein
Gegner des Habsburgerreiches und Befürworter der Vereinigung von
Deutschland und Österreich mithin; er ließ auch schon seinem Haß auf die
Sozialdemokratie freien Lauf, womit er sich vom Proletariat abheben
konnte, in das der verarmte Beamtensohn aus Braunau am Inn auf keinen
Fall absinken wollte. Aber er pflegte noch persönlichen Umgang mit Juden.
Falls er, was möglich ist, schon in seiner Wiener Zeit antisemitische Vorur-
teile entwickelt hat, fielen diese nicht durch besondere Radikalität auf.

Auch aus seiner frühen Münchner Zeit, die im Mai 1913 begann, sind
keine judenfeindlichen Äußerungen überliefert. Dasselbe gilt für die Jahre
des Weltkriegs, in denen er als Freiwilliger in einem bayerischen Infante-
rieregiment an der Westfront kämpfte. Die frühesten Belege seines Anti -
semitismus stammen aus dem Jahr 1919. Hitlers Wandlung zum unerbitt -
lichen Judenfeind fällt zeitlich offenbar zusammen mit seinem Entschluß,
Politiker zu werden: Er brauchte einen Feind, um eine Rolle für sich zu fin-
den und damit seinem Leben im Nachkriegsdeutschland einen Sinn zu ge-
ben. Daß Deutschland den Weltkrieg verloren hatte, war die Schuld des
Marxismus und damit der Juden: Seit er dies «erkannt» hatte, wußte Hitler
auch, warum die «Vorsehung» ihn, den «unbekannten Gefreiten», den
Krieg hatte überleben lassen.

Im September 1919, Hitler arbeitete damals als «Vertrauensmann» des
Bayerischen Reichswehrgruppenkommandos in München und war gerade
in eine kleine rechtsextreme Gruppierung, die acht Monate zuvor gegrün-
dete Deutsche Arbeiterpartei, eingetreten, lag sein antisemitisches Weltbild
fest: «Alles, was Menschen zu Höherem streben läßt, sei es Religion, So-
zialismus, Demokratie, es ist ihm (dem Juden, H. A. W.) alles nur Mittel
zum Zweck, Geld- und Herrschgier zu befriedigen. Sein Wirken wird in
seinen Folgen zur Rassentuberkulose der Völker, und daraus ergibt sich
folgendes: Der Antisemitismus aus rein gefühlsmäßigen Gründen wird sei-
nen letzten Ausdruck finden in der Form von Progromen (sic!). Der Anti-

Der Nationalsozialismus als politische Erlösungsreligion 3

ottomedien – Winkler, Der lange Weg nach Westen – Band 2 – Broschur 06.11.13



semitismus der Vernunft jedoch muß führen zur planmäßigen gesetzlichen
Bekämpfung und Beseitigung der Vorrechte der Juden, die er zum Unter-
schied der anderen zwischen uns lebenden Fremden besitzt (Fremdenge-
setzgebung). Sein letztes Ziel aber muß unverrückbar die Entfernung der
Juden überhaupt sein. Zu beidem ist nur fähig eine Regierung nationaler
Kraft und niemals eine Regierung nationaler Ohnmacht.»

Die «positive» Kehrseite des Kampfes gegen die Juden war der Kampf
für das rassisch reine deutsche Großreich der Zukunft, hinter dem die
früheren deutschen Reiche, das mittelalterliche wie das Bismarcksche, ver-
blassen mußten. «Die Grenzen des Jahres 1914 bedeuten für die Zukunft
der deutschen Nation gar nichts. In ihnen lag weder ein Schutz der Ver-
gangenheit, noch läge in ihnen eine Stärke für die Zukunft», heißt es in
«Mein Kampf». «Deutschland wird entweder Weltmacht oder überhaupt
nicht sein. Zur Weltmacht aber braucht es jene Größe, die ihm in der heu-
tigen Zeit die notwendige Bedeutung und seinen Bürgern das Leben gibt.
Damit ziehen wir Nationalsozialisten bewußt einen Strich unter die außen-
politische Richtung unserer Vorkriegszeit. Wir setzen dort an, wo man vor
sechs Jahrhunderten endete. Wir stoppen den ewigen Germanenzug nach
dem Süden und Westen Europas und weisen den Blick nach dem Land im
Osten. Wir schließen endlich ab die Kolonial- und Handelspolitik der Vor-
kriegszeit und gehen über zur Bodenpolitik der Zukunft.»

Der Osten: das hieß «Rußland und die ihm untertanen Randstaaten». Es
war das Schicksal selbst, das nach Hitlers Überzeugung Deutschland die-
sen Fingerzeig hatte geben wollen, indem es Rußland dem Bolschewismus
überantwortete. Die Machtübernahme der Bolschewiken bedeutete aus
 seiner Sicht die Ersetzung der bisherigen, ursprünglich germanischen
Führungsschicht durch die Juden, die aber das mächtige Reich auf die
Dauer nicht zusammenhalten konnten. «Das Riesenreich im Osten ist reif
zum Zusammenbruch. Und das Ende der Judenherrschaft in Rußland wird
auch das Ende Rußlands als Staat sein. Wir sind vom Schicksal ausersehen,
Zeugen einer Katastrophe zu werden, die die gewaltigste Bestätigung für
die Richtigkeit der völkischen Rassentheorie sein wird.»

Als Führer der Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei (die
Umbenennung der Deutschen Arbeiterpartei im Februar 1920 wurde be-
reits von ihm bekanntgegeben) war Hitler zunächst vor allem eines: ein
 antisemitischer Agitator. Was in München zu seinem Erfolg beitrug, ver-
bürgte diesen aber noch nicht in ganz Deutschland. Als die NSDAP sich
nach 1929 anschickte, die Macht im Reich auf «legalem» Weg zu erobern,
traten die Ausfälle gegen die Juden zurück hinter Kampfansagen gegen das
«System» von Weimar, gegen Marxismus, Bolschewismus und die «Ver-
sklavung» des deutschen Volkes durch den Young-Plan und die internatio-
nale «Zinsknechtschaft». Mit nationalistischen Parolen ließen sich breitere
Schichten gewinnen als mit antisemitischen, und die radikalen Judenfeinde
standen ohnehin schon im Lager des Nationalsozialismus. In den großen
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Wahlreden der letzten Weimarer Jahre hütete sich Hitler auch, das außen-
politische Programm in den Vordergrund zu rücken, das er in «Mein
Kampf» (und in seinem unveröffentlichten «Zweiten Buch» von 1928) dar-
gelegt hatte: Das Bekenntnis zum Krieg um «Lebensraum» im Osten
 Europas, auf dem Territorium des bolschewistischen Erzfeindes, wäre
nicht dazu angetan gewesen, der NSDAP neue Wähler zuzuführen. Was
Hitler zwischen 1930 und 1933 öffentlich verkündete, ließ den Kern seiner
Überzeugungen kaum erkennen – und das war einer der Gründe des Mas-
senzulaufs zu den Nationalsozialisten.

Die Verbindung von Nationalismus und Sozialismus unterschied Hitlers
Bewegung von den rechten Sammlungsbewegungen des Kaiserreichs, bis
hin zur Deutschen Vaterlandspartei von 1917. Die NSDAP war keine Par-
teigründung von Honoratioren; sie verdankte ihre Wahlerfolge mehr den
demagogischen Fähigkeiten ihres Führers und dem Einsatz seiner Anhän-
ger als der finanziellen Unterstützung durch rechtsstehende Industrielle
und Bankiers. Der «Sozialismus» der Nationalsozialisten verschreckte
lange Zeit viele bürgerliche Wähler, namentlich solche in den selbständigen
Mittelschichten. Noch im Dezember 1932 hielt es die zuständige Par-
teigliederung, der neugegründete Kampfbund des gewerblichen Mittel-
standes, für notwendig, den kleinen Gewerbetreibenden zu versichern, das
Ziel der nationalsozialistischen Wirtschafts- und Sozialpolitik sei die «Ent-
proletarisierung» des deutschen Arbeiters: «Sinn der sozialistischen Idee ist
die Beeignung der Besitzlosen. Damit steht der Sozialismus Adolf Hitlers
in schärfstem Gegensatz zu dem verlogenen Schein-Sozialismus der Mar-
xisten, der sich die Enteignung der Besitzenden zum Ziel gesetzt hat.» Für
«nationale» Arbeiter und Angestellte, für Studenten und jüngere Akade-
miker aber bedeutete der «nationale Sozialismus» ein Angebot: Sie konn-
ten sich unter diesem Panier sowohl vom internationalistischen Marxismus
als auch von der nationalistischen «Reaktion» absetzen und eine «dritte»
Position beziehen – eine, wie es schien, zukunftsweisende Position jenseits
von proletarischem Klassenkampf und bürgerlicher Besitzstandswahrung.

Der Nationalismus der NSDAP war das, was sie mit dem bürgerlichen
Deutschland verband – oder doch zu verbinden schien. Es gab keine Par-
tei, die Versailles rechtfertigte oder das Streben nach Großdeutschland
 ablehnte. Die Nationalsozialisten verlangten die Gleichberechtigung
Deutschlands und die Vereinigung mit Österreich in einer radikaleren Ton-
lage als irgend jemand sonst. Aber in der Sache selbst, der Revision der
Nachkriegsordnung, bestand, vordergründig jedenfalls, ein breiter natio-
naler Konsens. Es kam Hitler zugute, daß er, der von Schönerer geprägte
Großdeutsche aus Österreich, keinerlei Schwierigkeiten hatte, die Forde-
rung nach dem Anschluß seiner Heimat an das Deutsche Reich mit dem
 Bekenntnis zur preußischen Tradition, zu Friedrich dem Großen und Bis-
marck, zu verbinden. Es schadete ihm auch nicht, daß er von Hause aus
 Katholik war. Die jüngeren Deutschen, soweit sie weder Marxisten noch
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«kirchlich» waren, hielten den konfessionellen Gegensatz für historisch
ebenso überholt wie den Klassenkampf. Hitlers Chance lag darin, daß ihm
viele zutrauten, er werde miteinander versöhnen, was ehedem unvereinbar
schien: nicht nur Nationalismus und Sozialismus, sondern auch das evan-
gelische und das katholische Deutschland.

Die Zauberworte der großen Synthese waren die «Volksgemeinschaft»
und das «Reich». Das Wort «Volksgemeinschaft» hat als erster wohl Schlei-
ermacher in Randnotizen zu einem Manuskript aus dem Jahr 1809 ver-
wendet. Durch den Juristen Friedrich Carl von Savigny fand der Begriff in
den folgenden Jahrzehnten Eingang in die Rechtswissenschaft, durch den
Soziologen Ferdinand Tönnies (in seinem Buch «Gemeinschaft und Ge-
sellschaft») 1887 in die Soziologie. Seit dem Ersten Weltkrieg sprachen
dann alle politischen Richtungen mit Ausnahme der erklärten Marxisten
von «Volksgemeinschaft»: Konservative und Liberale bedienten sich des
Wortes ebenso wie Gewerkschaftsführer und sozialdemokratische Refor-
misten.

Je nachdem, wer den Begriff verwendete, konnte er höchst Unterschied-
liches meinen: ein Bekenntnis zum friedlichen Ausgleich sozialer Ge-
gensätze im freien Volksstaat etwa oder den Ruf nach einer autoritären
Ordnung, in der von «oben» bestimmt wurde, was dem Gemeinwohl
diente und was ihm abträglich war. Die Nationalsozialisten aber waren die
radikalsten Vertreter dieser Parole: Sie kündigten die Zerschlagung des
Marxismus an, weil der Aufruf zum Klassenkampf die Verneinung der
«Volksgemeinschaft» in sich schließe. Außerdem deuteten sie, und das
 unterschied sie von allen anderen Parteien der Weimarer Republik, die
«Volksgemeinschaft» im Sinne ihrer rassischen Vorstellungen: In der natio-
nalsozialistischen Volksgemeinschaft hatten nur «arische» Deutsche einen
Platz, nicht aber Juden, Zigeuner und Angehörige anderer, als minderwer-
tig erachteter Rassen.

Das «Reich» war in den Jahren vor 1933 immer mehr zum rechten
Kampfbegriff gegen die Republik geworden. Zugleich aber wies die
Reichs idee in Vergangenheit und Zukunft. Das «Reich» war von alters her
mit Heilserwartungen verknüpft. Sie traten besonders deutlich zutage,
wenn im Deutschland der Weimarer Republik vom «Dritten Reich» die
Rede war. Zum politischen Schlagwort wurde diese Formel im Jahre 1923,
als  Arthur Moeller van den Bruck, einer der Vorkämpfer der «Konservati-
ven Revolution», sein Buch «Das dritte Reich» veröffentlichte. Nach dem
ersten, dem Heiligen Römischen Reich Deutscher Nation und dem zwei-
ten, von Bismarck geschaffenen kleindeutschen Reich, das der Verfasser als
unvollkommenes «Zwischenreich» einstufte, sollte das «Dritte Reich» der
Deutschen wieder großdeutsch sein, also Österreich mit einschließen.
 Moeller bezeichnete den deutschen Nationalismus als «Streiter für das
 Endreich»: «Es ist immer verheißen. Und es wird niemals erfüllt. Es ist das
Vollkommene, das nur im Unvollkommenen erreicht wird . . . Es gibt nur
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Ein Reich, wie es nur Eine Kirche gibt. Was sonst diesen Namen bean-
sprucht, das ist Staat, oder das ist Gemeinde oder Sekte. Es gibt nur Das
Reich.»

Obwohl er an anderer Stelle seines Buches ausdrücklich feststellte, daß
es kein «tausendjähriges Reich», sondern nur das «Wirklichkeitsreich»
gebe, das eine Nation in ihrem Lande verwirkliche, setzte Moeller auf die
eschatologische Aura seines Buchtitels. Die Idee eines «Dritten Reiches»
läßt sich bis zu dem italienischen Theologen Joachim von Fiore zurückver-
folgen, der im 12. Jahrhundert prophezeit hatte, auf die ersten beiden Zeit-
alter, die Ordnungen von Gott Vater und seinem Sohn Jesus Christus,
werde ein drittes, vom Heiligen Geist geprägtes, tausendjähriges Zeitalter
der Vergeistigung und Vervollkommnung folgen. Die Vision eines tau-
sendjährigen Reiches hatte ihren Ursprung im 20. Kapitel der Offenbarung
des Johannes. Als Joachim von Fiore die Vorhersage aufgriff, gab er den
Chiliasten der folgenden Jahrhunderte das Stichwort: Der Traum von den
tausend Jahren zwischen dem Sieg über den Antichrist und dem Jüngsten
Gericht, in denen der Teufel keine Macht mehr über die Menschen haben
würde, beflügelte die Geißler des 13. und 14. Jahrhunderts, die böhmischen
Taboriten im 15. und die Täuferbewegung im 16. Jahrhundert. Noch in He-
gels Geschichtsphilosophie hat Joachims Lehre von den drei Reichen des
Vaters, des Sohnes und des Geistes ihre Spuren hinterlassen (wobei die Ger-
manen im römischen Reich für das erste, das christliche Mittelalter für das
zweite und die Zeit seit der Reformation für das dritte Reich oder die dritte
Epoche der germanischen Welt stehen).

Die Nationalsozialisten begannen schon bald nach dem Erscheinen von
Moellers Buch sich des Schlagworts vom «Dritten Reich» zu bedienen, das
ihre Bestrebungen einprägsam zu bündeln schien. Zum Führer der NSDAP
gelangte der Begriff durch die Vermittlung von Gregor Strassers Bruder
Otto, der im Juli 1930 mit Hitler brach, weil dieser, so lautete der Vorwurf,
den «Sozialismus» des Parteiprogramms von 1920 preisgegeben habe. Erst
sehr viel später kamen Hitler Bedenken. Der Begriff «Drittes Reich»
konnte leicht zu Spekulationen über ein weiteres, ein viertes Reich ver-
führen und war überdies geeignet, die Kontinuität des Reiches der Deut-
schen in Frage zu stellen. Im Juni 1939 teilte die Parteikanzlei den Willen
des Führers mit, die Bezeichnung «Drittes Reich» nicht mehr zu verwen-
den. Doch zu diesem Zeitpunkt hatte der Begriff längst seine Wirkung
 getan: Er trug mit dazu bei, daß viele Deutschen in Hitler ihren Erlöser
 sahen.

Den Mythos der «tausend Jahre» hat Hitler mehr als einmal in den
Dienst seiner Herrschaft zu stellen versucht. «So wie die Welt nicht von
Kriegen lebt, so leben die Völker nicht von Revolutionen», erklärte er etwa
am 4. September 1934 auf dem Reichsparteitag der Nationalsozialisten in
Nürnberg, nach der blutigen Ausschaltung der SA-Führung. «In beiden
Fällen können höchstens Voraussetzungen für ein neues Leben geschaffen
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werden. Wehe aber, wenn der Akt der Zerstörung nicht im Dienste einer
besseren und damit höheren Idee erfolgt, sondern ausschließlich nur den
nihilistischen Trieben der Vernichtung gehorcht und damit an Stelle eines
besseren Neuaufbaus ewigen Haß zur Folge hat . . . Wahrhafte Revolutio-
nen sind nur denkbar als Vollzug einer neuen Berufung, der der Volkswille
auf diese Art seinen geschichtlichen Auftrag erteilt . . . Wir alle wissen, wen
die Nation beauftragt hat! Wehe dem, der dies nicht weiß oder der es ver-
gißt! Im deutschen Volk sind Revolutionen stets selten gewesen. Das ner-
vöse Zeitalter des 19. Jahrhunderts hat bei uns endgültig seinen Abschluß
gefunden. In den nächsten tausend Jahren findet in Deutschland keine Re-
volution mehr statt.»

Am 10. Februar 1933 eröffnete Hitler den Reichstagswahlkampf mit
 einer Rede im Berliner Sportpalast. Seinen Anklagen gegen die «Parteien
des Zerfalls, des Novembers, der Revolution», die vierzehn Jahre lang das
deutsche Volk zerstört, zersetzt und aufgelöst hätten, folgte der Aufruf an
die Deutschen, der neuen Regierung vier Jahre Zeit zu geben und dann über
sie zu richten. Die letzten Worte waren der Bibel und der evangelischen
Fassung des Vaterunsers nachempfunden. Hitler versuchte auf diese Weise,
den eigenen Willen zur Macht als Dienst am «Reich» und als Erfüllung
 eines göttlichen Auftrags erscheinen zu lassen: «Denn ich kann mich nicht
lösen von dem Glauben an mein Volk, kann mich nicht lossagen von der
Überzeugung, daß diese Nation wieder einst auferstehen wird, kann mich
nicht entfernen von der Liebe zu diesem meinem Volk und hege felsenfest
die Überzeugung, daß eben doch einmal die Stunde kommt, in der die Mil-
lionen, die uns heute hassen, hinter uns stehen und mit uns dann begrüßen
werden das gemeinsam geschaffene, mühsam erkämpfte, bitter erworbene
neue deutsche Reich der Größe und der Ehre und der Kraft und der Herr-
lichkeit und der Gerechtigkeit. Amen!»

Was er zu tun gedachte, wenn die Deutschen seinem Appell folgten, hatte
Hitler eine Woche zuvor, am 3. Februar 1933, in einer geheimen Rede vor
den Befehlshabern des Heeres und der Marine in der Wohnung des Chefs
der Heeresleitung, General von Hammerstein-Equord, umfassend, wenn
auch nicht vollständig dargelegt: «Ausrottung des Marxismus mit Stumpf
und Stiel . . . Straffste autoritäre Staatsführung. Beseitigung des Krebsscha-
dens der Demokratie! . . . Aufbau der Wehrmacht wichtigste Voraussetzung
für Erreichung des Ziels: Wiedererringung der politischen Macht. Allge-
meine Wehrpflicht muß wieder kommen . . . Wie soll politische Macht,
wenn sie gewonnen ist, gebraucht werden? Jetzt noch nicht zu sagen. Viel-
leicht Erkämpfung neuer Exportmöglichkeiten, vielleicht – und wohl bes-
ser – Eroberung neuen Lebensraumes im Osten und dessen rücksichtslose
Germanisierung.»2

Der Wahlkampf im Zeichen der «nationalen Erhebung» war überschattet
von zahllosen nationalsozialistischen Terrorakten, denen vor allem
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 Kommunisten und Sozialdemokraten zum Opfer fielen. Hermann Göring,
der kommissarische preußische Innenminister, forderte am 17. Februar die
 Polizeibeamten auf, im Zweifelsfall rücksichtslos von der Schußwaffe Ge-
brauch zu machen. Fünf Tage später setzte er SA, SS und Stahlhelm als frei-
willige Hilfspolizei ein, um die angeblich zunehmende Gewalt von links
wirksamer als bisher bekämpfen zu können. Abermals fünf Tage später, am
27. Februar, ging das Reichstagsgebäude in Flammen auf.

Ob die Brandstiftung das alleinige Werk des holländischen Anarchosyn-
dikalisten Marinus van der Lubbe war oder ob es Mittäter aus den Reihen
der Nationalsozialisten gab, ist in der Forschung bis heute umstritten; der
vorherrschenden Meinung nach ist die erste Lesart richtig. Hitler, Göring
und Joseph Goebbels, der Reichspropagandaleiter der NSDAP, erklärten
jedoch sofort wahrheitswidrig die Kommunisten zu den Urhebern des
 Verbrechens und behaupteten, der Reichstagsbrand sei als «Fanal zum
 blutigen Aufruhr und zum Bürgerkrieg» gedacht. Noch in der Nacht zum
28. Februar ordnete Göring das Verbot der kommunistischen und, auf zwei
Wochen befristet, der sozialdemokratischen Presse, die Schließung der Par-
teibüros der KPD und «Schutzhaft» für alle Abgeordneten und Funk-
tionäre dieser Partei an. Am 28. Februar verabschiedete das Reichskabinett
die «Notverordnung zum Schutz von Volk und Staat», die die wichtigsten
Grundrechte «bis auf weiteres» außer Kraft setzte, neue Handhaben zum
Vorgehen gegen die Länder schuf und für eine Reihe von Terrordelikten,
darunter Brandstiftung, die Todesstrafe einführte. Die Verordnung nach
Artikel 48 bedeutete nichts Geringeres als die Liquidation des Rechtsstaa-
tes in Deutschland.

Zu den ersten Opfern der Entwicklung gehörten, neben kommunisti-
schen Funktionären, bekannte Intellektuelle. In «Schutzhaft» genommen
wurden noch am 28. Februar neben anderen der Herausgeber der «Welt-
bühne», Carl von Ossietzky, die Schriftsteller Erich Mühsam und Ludwig
Renn, der «rasende Reporter» Egon Erwin Kisch, der Sexualforscher Max
Hodann und der Rechtsanwalt Hans Litten. Drei Tage später gelang der
Polizei der Schlag gegen die oberste Spitze der KPD: In einem illegalen
Quartier in Berlin-Charlottenburg verhaftete sie am 3. März, auf Grund
 einer Denunziation, den Parteivorsitzenden Ernst Thälmann und einige
seiner engsten Mitarbeiter, darunter den Schriftleiter der «Roten Fahne»,
Werner Hirsch.

Terror und Propaganda verfehlten nicht ihre Wirkung: Aus der Reichs-
tagswahl vom 5. März 1933 ging die Regierung Hitler als Siegerin hervor.
51,9 % entfielen auf die beiden Formationen, die das neue Kabinett trugen:
Die NSDAP, im Wahlkampf erstmals von der gesamten Großindustrie
massiv gefördert, erzielte 43,9 %, die Kampffront Schwarz-Weiß-Rot, ein
Zusammenschluß von DNVP, Stahlhelm und parteimäßig nicht gebunde-
nen konservativen Politikern, darunter Papen, 8 %. Die Kommunisten, von
der Verfolgung durch die Nationalsozialisten härter betroffen als alle an-
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deren Parteien, erlitten starke, die Sozialdemokraten vergleichsweise be-
scheidene Verluste (4,6 beziehungsweise 2,1 %). Die beiden katholischen
Parteien konnten sich dagegen gut behaupten: Auf das Zentrum entfielen
11,2, auf die Bayerische Volkspartei 2,7 %. Die beiden liberalen Parteien
blieben Splittergruppen, wobei die «linkere» von ihnen noch schlechter ab-
schnitt als die rechte: Die Deutsche Volkspartei verbuchte 1,1, die Deutsche
Staatspartei 0,9 %. Dramatisch war, neben dem Stimmenzuwachs der
NSDAP (+ 10,8 %), die Zunahme der Wahlbeteiligung (von 80,6 auf
88,8 %). Der Zusammenhang beider Entwicklungen war offenkundig: Die
Nationalsozialisten konnten aus dem Anstieg der Wahlbeteiligung den bei
weitem größten Nutzen ziehen.

Hitlers Wahlsieg folgte, was die Nationalsozialisten die «nationale
 Revolution» nannten. Eines ihrer wichtigsten Ergebnisse war die «Gleich-
schaltung» der Länder: die Ersetzung rein bürgerlicher oder von den
Sozial demokraten mitgetragener Landesregierungen durch nationalsozia -
listisch geführte Kabinette. Die Gleichschaltung war ein Produkt kombi-
nierten Drucks von «oben», dem Reichsinnenminister Frick, und «unten»,
den Sturmkolonnen der SA und SS. Am längsten dauerte der Machtwech-
sel in Bayern, der Hochburg des deutschen Föderalismus. Am 16. März re-
gierten auch in München die Nationalsozialisten.

Parallel zur Gleichschaltung der Länder vollzog sich die Eroberung der
Macht in Städten und Gemeinden. SA und SS besetzten die Rathäuser, nah-
men vielerorts «marxistische», das heißt: sozialdemokratische Gemein-
deräte fest und zwangen Bürgermeister und Oberbürgermeister, die ihnen
nicht genehm waren, zum Rücktritt. Denselben Übergriffen waren Ar-
beitsämter und Ortskrankenhäuser ausgesetzt.

Von den festgenommenen politischen Gegnern wurden viele, aber längst
nicht alle der Polizei überstellt. Häufig nahmen SA und SS den «Strafvoll-
zug» in eigene Regie. In Berlin und Umgebung entstanden kurz nach der
Reichstagswahl die ersten «wilden» Konzentrationslager, in denen gnaden-
los mit den «Bolschewisten» abgerechnet wurde. Noch im März 1933 folg-
ten, beginnend mit dem bayerischen Dachau, die ersten offiziellen Kon-
zentrationslager. In diese, von SA und SS kontrollierten Lager wurden
nicht nur Kommunisten, sondern zunehmend auch Sozialdemokraten und
andere Gegner des Regimes eingeliefert. Die Zahl der Kommunisten, die im
Verlauf des März in «Schutzhaft» genommen und in ein «KZ» eingewiesen
wurden, bezifferte der damalige Chef der Berliner politischen Polizei,
 Rudolf Diels, allein für Preußen mit 20 000. Ende Juli 1933, als der Terror
der SA bereits abgeflaut war, gab es nach amtlichen Angaben im ganzen
Reich knapp 27 000 «Schutzhäftlinge»; in Preußen waren es noch rund
15 000. Die Zahl der Insassen «wilder» Lager, von denen auch um diese Zeit
noch einige bestanden, war darin allerdings nicht enthalten. Die Zahl derer,
die in den ersten Monaten des «Dritten Reiches» in den Folterkellern von
SA und SS ermordet wurden, hat ebenfalls keine Statistik vermerkt.
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Zur «nationalen Revolution» gehörten auch zahllose Pogrome. In Bres-
lau veranstaltete die SA einen Putsch gegen jüdische Anwälte und Richter;
vielerorts wurden beamtete jüdische Ärzte für abgesetzt erklärt sowie
 jüdische Theater, Kabaretts, Juweliergeschäfte, Kleiderläden, Banken und
Warenhäuser gestürmt. Am 10. März sah sich Hitler auf Grund deutschna-
tionaler Proteste genötigt, seinen Anhängern «Belästigungen einzelner Per-
sonen, Behinderungen von Autos oder Störungen des Geschäftslebens» zu
untersagen. «Ihr müßt, meine Kameraden», hieß es in dem Aufruf, «dafür
sorgen, daß die nationale Revolution nicht in der Geschichte verglichen
werden kann mit der Revolution der Rucksack-Spartakisten im Jahre 1918.
Im übrigen, laßt euch in keiner Sekunde von unserer Parole wegbringen. Sie
heißt: Vernichtung des Marxismus.»

In der zweiten Märzhälfte ebbten die «wilden» Aktivitäten von SA, SS
und Kampfbund des gewerblichen Mittelstandes allmählich ab. Im konser-
vativen Bürgertum, das besorgt auf die Übergriffe reagiert hatte, kehrte
wieder Ruhe ein. Dazu trug auch eine verfassungswidrige Maßnahme des
Reichspräsidenten bei, die Hitler am 12. März über den Rundfunk verkün-
dete: Vom folgenden Tag ab waren «bis zur endgültigen Regelung der
Reichsfarben die schwarz-weiß-rote Fahne und die Hakenkreuzfahne ge-
meinsam zu hissen». Die Begründung war Balsam für die Deutschnationa-
len und alle, die in ihrem Herzen Monarchisten geblieben waren: «Diese
Flaggen verbinden die ruhmreiche Vergangenheit des Deutschen Reiches
und die kraftvolle Wiedergeburt der deutschen Nation. Vereint sollen sie
die Macht des Staates und die innere Verbundenheit aller nationalen Kreise
des deutschen Volkes verkörpern.»

Hindenburgs Flaggenerlaß war das Vorspiel zum «Tag von Potsdam». 
In der Garnisonskirche der heimlichen Hauptstadt Preußens fand am
21. März die feierliche Eröffnung des neugewählten Reichstags statt.
« Marxisten» nahmen daran nicht teil: Die kommunistischen Abgeordneten
waren verhaftet oder untergetaucht; die sozialdemokratische Fraktion
hatte tags zuvor in Abwesenheit von neun Mitgliedern, die sich in «Schutz-
haft» befanden, beschlossen, der Zeremonie fernzubleiben.

Die Feierlichkeiten waren darauf angelegt, Hitlers Bekenntnis zur Ver-
bindung von «alter Größe» und «junger Kraft» zu unterstreichen. Unter
lebhafter Beteiligung der beiden großen christlichen Kirchen wurde Wei-
mar endgültig zu Grabe getragen. Beim evangelischen Gottesdienst in der
Nikolaikirche predigte der Generalsuperintendent der Kurmark, Otto
 Dibelius, über dasselbe Wort aus dem Römerbrief, das der Hofprediger
Ernst von Dryander am 4. August 1914 seiner Ansprache im Berliner Dom
zugrunde gelegt hatte: «Ist Gott für uns, wer mag wider uns sein?» Als
Reichspräsident von Hindenburg in der Garnisonskirche allein in die Gruft
zum Sarg Friedrichs des Großen hinunterstieg, um stumme Zwiesprache
mit dem König zu halten, trat bei vielen Deutschen die gleiche patriotische
Rührung ein, die seit Jahren die Fridericus-Filme aus Alfred Hugenbergs
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«Ufa» hervorriefen. Doch das alte Preußen erlebte am 21. März 1933 keine
Auferstehung. Die neuen Machthaber nahmen nur seinen Mythos in
Dienst, um ihrer Herrschaft den Schein einer noch höheren Legitimation
zu verschaffen als jener, die sie am 5. März durch die Wähler empfangen
hatten.

Am 23. März trat der Reichstag an seinem neuen Tagungsort, der Kroll -
oper am Platz der Republik in Berlin, zusammen, um über den (nominell
von NSDAP und DNVP vorgelegten) Entwurf eines Gesetzes zur Behe-
bung der Not von Volk und Reich zu beraten. Das Ermächtigungsgesetz
gab der Reichsregierung für die Dauer von vier Jahren pauschal das Recht,
Gesetze zu beschließen, die von der Reichsverfassung abwichen. Die einzi-
gen «Schranken» bestanden darin, daß die Gesetze nicht die Einrichtung
des Reichstags und des Reichsrats als solche zum Gegenstand haben und
nicht die Rechte des Reichspräsidenten berühren durften. Reichstag und
Reichsrat hatten fortan keinen Anspruch mehr darauf, an der Gesetzge-
bung beteiligt zu werden. Das galt ausdrücklich auch für Verträge mit frem-
den Staaten. Für das Inkrafttreten der von der Reichsregierung beschlosse-
nen Gesetze genügte nunmehr die Ausfertigung durch den Reichskanzler
und die Verkündung im Reichsgesetzblatt.

Um die notwendige verfassungsändernde Mehrheit sicherzustellen,
brach die Reichsregierung bereits vor der Verabschiedung des Gesetzes 
die Verfassung: Sie behandelte die kommunistischen Mandate als nicht
 existent, wodurch sich die «gesetzliche Mitgliederzahl» des Reichstags um
81 Mandate verminderte. Sodann änderte der Reichstag am 23. März seine
Geschäftsordnung: Unentschuldigt fehlende Abgeordnete durften vom
Reichstagspräsidenten bis zu sechzig Sitzungstagen von den Verhandlun-
gen ausgeschlossen werden; die ausgeschlossenen Abgeordneten galten
aber dennoch als «anwesend». Die SPD hätte also, selbst wenn sie ge-
schlossen der Sitzung ferngeblieben wäre, nicht die beiden Voraussetzun-
gen einer Verfassungsänderung verhindern können: Zwei Drittel der «ge-
setzlichen Mitglieder» mußten anwesend sein, und zwei Drittel der
Anwesenden mußten zustimmen.

Die Zustimmung des Zentrums (und der Bayerischen Volkspartei) zum
Ermächtigungsgesetz gewann Hitler dadurch, daß er einige Formulierun-
gen des Zentrumsvorsitzenden, des Prälaten Kaas, zum Verhältnis von
Staat und Kirche in seine Regierungserklärung aufnahm und den Unter-
händlern der katholischen Partei zusätzliche mündliche Versprechungen
machte (auf deren schriftliche Bestätigung das Zentrum am 23. März dann
vergeblich wartete). Das Nein der 94 anwesenden Sozialdemokraten, das
Otto Wels in einer eindrucksvollen Rede begründete, war einkalkuliert. Die
kleineren bürgerlichen Parteien stimmten der Vorlage zu, darunter auch
die fünf Abgeordneten der Deutschen Staatspartei, Hermann Dietrich,
 Reinhold Maier, Theodor Heuss, Ernst Lemmer und Heinrich Landahl.
Mit 444 Ja- gegen 94 Nein-Stimmen wurde die verfassungsändernde Mehr-
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heit bequem erreicht. Es hätte nicht einmal der verfassungswidrigen Mani-
pulation der gesetzlichen Mitgliederzahl bedurft, um diese Hürde zu
 nehmen.

Die Zustimmung der bürgerlichen Parteien war das Ergebnis von Täu-
schung, Selbsttäuschung und Erpressung. Das Ja des Zentrums lag auf der
Linie jener Entwicklung nach rechts, die die Partei seit der Wahl des Präla-
ten Kaas zu ihrem Vorsitzenden im Dezember 1928 eingeschlagen hatte.
Wichtiger als die Rechte des Parlaments waren Kaas die Rechte der katho-
lischen Kirche; mit dieser Haltung setzte er sich am 23. März 1933 gegen -
über der widerstrebenden Minderheit um Brüning durch, die sich bei der
Abstimmung im Plenum dem Gebot der Parteidisziplin beugte. Die Abge-
ordneten der Deutschen Staatspartei gaben rechtsstaatliche Prinzipien in
der Annahme preis, die von der Mehrheit gewünschte legale Diktatur sei
immer noch ein kleineres Übel als die illegale Diktatur, die bei Ablehnung
des Gesetzes drohte. Allein die Sozialdemokraten hielten dem massiven
Druck stand und retteten so nicht nur die eigene Ehre, sondern auch die
Ehre der ersten deutschen Republik. Daß nicht ein einziger Abgeordneter
aus den Reihen der katholischen und der liberalen Parlamentarier mit  ihnen
stimmte, machte nochmals deutlich, woran Weimar gescheitert war: Der
Staatsgründungspartei von 1918 waren die bürgerlichen Partner abhanden
gekommen, ohne die die Demokratie sich nicht gegen ihre Gegner be-
haupten konnte.

Die Nationalsozialisten hätten die Macht auch dann nicht mehr aus der
Hand gegeben, wenn das Ermächtigungsgesetz an der Barriere der verfas-
sungsändernden Mehrheit gescheitert wäre. Die Verabschiedung des Ge-
setzes aber erleichterte die Errichtung der Diktatur außerordentlich. Der
Schein der Legalität förderte den Schein der Legitimität und sicherte dem
Regime die Loyalität der Mehrheit, darunter, was besonders wichtig war,
der Beamten. Die Legalitätstaktik, eine wesentliche Vorbedingung der
Machtübertragung an Hitler, hatte ihren Zweck am 30. Januar 1933 noch
nicht zur Gänze erfüllt. Sie bewährte sich ein weiteres Mal am 23. März
1933, als sie zur faktischen Abschaffung der Weimarer Reichsverfassung
herangezogen wurde. Hitler konnte fortan die Ausschaltung des Reichstags
als Erfüllung eines Auftrags erscheinen lassen, der ihm vom Reichstag
selbst erteilt worden war.3

Die erste große Aktion des Regimes nach dem Ermächtigungsgesetz war
der Boykott jüdischer Geschäfte am 1. April 1933. Die nationalsozialisti-
sche Führung wollte damit zum einen ein Ventil für den Druck von «un-
ten», aus den Reihen der eigenen Anhänger, öffnen, zum anderen auf die
scharfe Kritik reagieren, die jüdische Organisationen sowie liberale und so-
zialistische Zeitungen in aller Welt an den deutschen Märzpogromen übten.
Mit der Leitung der Aktionen gegen die «Weltgreuelhetze» wurde Julius
Streicher, fränkischer Gauleiter der NSDAP und Herausgeber des antise-
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